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Krise und Arbeitszeit

Arbeitszeitverkürzung statt Kurzarbeit

Schon über 60.000 Beschäftigte haben Kurzarbeit, das Kapital nützt die Krise
um AMS-Geld anzuzapfen, Förderungen und Haftungen herauszuschlagen und
die Produktivität weiter  zu steigern. Gleichzeitig wächst die Teilzeitbeschäftigung
weiter. Der ÖGB hingegen hat sich von der 35-Stundenwoche verabschiedet und
setzt auf Flexibilisierung. Dabei wäre eine Neuverteilung der Arbeit dur ch eine
Arbeitszeitverkür zung das Gebot der Stunde, natürlich mit vollem Lohnausgleich.
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Zitate die alles sagen…
Die Festsetzung eines normalen Arbeitstags ist das Resultat ei-
nes vielhundertjährigen Kampfs zwischen Kapitalist und Arbei-
ter.
Karl Marx, Das Kapital

...pragmatisch verhalten sich die österreichischen Gewerkschaf-
ten, die ungeachtet ihrer öffentlichen Bekundungen seit vier
Jahren mit der Aufweichung der Flächentarife und der Flexibi-
lisierung der Arbeitszeit einen wichtigen Beitrag zur Stärkung
der Wettbewerbskraft der Unternehmen leisten...”,
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, 10. August 1998

Weniger gut ist auch, dass aus Gründen der Geldbeschaffung
die Kurzarbeit oft weit über die unmittelbar betroffenen Betriebs-
teile hinaus ausgedehnt wird und vor allem im Angestellten-
Bereich wesentliche Leistungsträger Mehrleistung erbringen
müssen und dafür noch durch Gehaltskürzung bestraft werden.
Fritz Sulzbacher, Angestellten-BRV voestalpine, Die Blechtrommel, Juni
2009
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Wir  danken!
Nach dem Erscheinen der letzten Nummer
der „Arbeit“ haben wir die BezieherInnen
mit einem Spendenbrief „beglückt“, der sehr
positiv aufgenommen wurde, wie die zahl-
reich eingegangenen Spenden zur Finanzie-
rung der „Arbeit“ beweisen. Wir danken an
dieser Stelle allen, die uns mit ihrer Spende
unterstützt haben.

Redaktion „Die Arbeit“

Alles beim Alten –
keine Bewegung am Laurenzerberg
Die berechtigten Hoffnungen vieler Gewerkschaftsmitglieder, dass
im Zuge der Aufarbeitung des BAWAG-ÖGB Desasters ein
Demokratisierungsprozess innerhalb des ÖGB in Gang kommen
würde, sind begraben. Der 17. ÖGB-Bundeskongress verlief wie-
der so, als ob nichts gewesen wäre.
Zum Zeitpunkt der Abstimmung über die Statuten waren bereits
viele stimmberechtigte Mitglieder nicht mehr anwesend, sodass
so lange abgestimmt wurde, bis das von der ÖGB-Spitze ge-
wünschte Ergebnis herauskam. Das beschlossene Grundsatzpro-
gramm enthält viele gute und richtige Feststellungen und Forde-
rungen – alleine der Verzicht auf Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohn entwertet es bis zur Unbrauchbarkeit.
Die Wahl einer Bundeskontrolle, in der die Frauenquote nicht
eingehalten ist, zeigt, wie egal den ÖGB-Granden die Frauen-
quote tatsächlich ist. Immerhin ist es gerade Aufgabe der Kon-
trolle, die Einhaltung der Frauenquote in allen ÖGB-Gremien zu
prüfen. Wie soll die Bundeskontrolle in dieser Frage ernst ge-
nommen werden, wenn sie selbst sich nicht an die Einhaltung der
Quote hält?
Die von vornherein kurzen Zeiten für Diskussion wurden durch
lange Podiumsdiskussionen und noch viel längere inszenierte Vor-
stellungen einzelner Kapitel des Grundsatzprogramms nochmals
reduziert. Das alte Motto „Mehr Moderation – weniger Diskus-
sion“ kam wieder voll zum Durchbruch. Nur dass diejenigen, die
das Grundsatzprogramm noch nicht gelesen hatten, auch bei der
Vorstellung desselben nicht zuhörten.
Und wenn auch führende GewerkschafterInnen von Systemwech-
sel, Kampfbereitschaft und Frauenförderung sprechen – es ist
eindeutig erkennbar: Sie meinen es nicht so, weil im nächsten Halb-
satz sofort kommt ein „aber“.
Es gibt Menschen, die Angst haben vor Veränderung, vor Unsi-
cherheiten, vor Neuem. Dies sind Menschen, die sich sicher und
geborgen fühlen, wenn immer alles beim Alten bleibt, sich nichts
ändert und sie nicht gefordert sind, selbst etwas Neues auszu-
probieren. Genau für solche Menschen ist ein ÖGB-
Bundeskongress das Richtige. Hier können sie sich heimelig und
geborgen fühlen, denn ein solcher Kongress ist ein wahrer Hort
der Erstarrung. Das wird sich auch in den nächsten Jahren nicht
so schnell ändern.
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Von Lutz Holzinger

Arbeitszeit und Wir tschaftskrise

Freiwilliger Lohnverzicht, Kurzarbeit und Kündigungen sind die Mittel,
zu denen die Unternehmen in der Realwirtschaft greifen, um die von
der Finanzindustrie ausgelöste Wir tschaftskrise zu bekämpfen. Tatsäch-
lich handelt es sich dabei nicht um Heilmittel, sondern um Drogen, die
wirtschaftlichen Schwierigkeiten weiter verschärfen.

In der Debatte über die Ursachen der
aktuellen Wirtschaftskrise verheddern
die meisten Experten sich in der Fra-
ge, ob dieses Debakel vorherzusehen
und zu verhindern gewesen wäre.
Schuld an der Misere wird vor allem
mangelnder Regulierung und Kontrolle
der Akteure auf den Finanzmärkten
gegeben, denen zum Teil überbord-
ende Gier nachgesagt wird.

Langzeitoffensive des Kapitals

Bei vorurteilsloser Analyse stellt sich
jedoch heraus, dass es sich bei dem
von Spekulationen aller Art ausgelö-
sten Zusammenbruch des Kredit-
systems – zunächst in den USA und
dann weltweit – um das Ergebnis
überbordender Profitakkumulation
gehandelt hat. Der seit dem Zusam-
menbruch des „realen Sozialismus“
gestartete Rückgang der Lohnquote
verbesserte die Verwertungsbedin-
gungen des Industriekapitals in einem
Ausmaß, dass die Erträge mangels ei-
ner parallelen Entwicklung der Mas-
senkaufkraft nicht in die Produktion
investiert werden konnte.

Zwangsläufig sind die Geldrücklagen
der Unternehmen nicht nur gewaltig
angestiegen, sondern verlangten über-
dies nach profitabler Verwertung. In
dieser Situation bot der Finanzsektor
sich mit dem nicht realisierbaren Ver-
sprechen an, aus Geld mehr Geld
machen zu können. Das verlangte den
Banken schließlich immer gewagtere
Eskapaden und Konstruktionen ab,
mit denen sie schließlich beginnend im
Sommer 2007 baden gingen.

Gleichzeitig hat sich seit Anfang der

90-er Jahre die Produktivität der le-
bendigen Arbeit in Industrie und
Dienstleistungssektor, vor allem durch
den Siegeszug der EDV in Büro und
Werkhalle, enorm weiterentwickelt.
Der gleichzeitig erfolgte Rückgang der
Lohnquote zeigt, dass die Einkommen
der Unselbständigen von dieser Ent-
wicklung abgekoppelt wurden. Aus-
schlaggebend dafür waren zwei Stra-
tegien der Unternehmen im Rahmen
der Langzeitoffensive des Kapitals, die
Siegeszug des Neoliberalismus ge-
nannt wird.

*  Erstens ist es der Unternehmerseite
gelungen, die Fachgewerkschaften
von der Forderung abzubringen, in den
Lohnverhandlungen neben der Inflati-
on auch die gestiegene Produktivität
abzugelten.
* Zweitens hat es die Unternehmer-
seite zusätzlich geschafft,  die Gewerk-
schaftsbewegung in Österreich und
ganz Europa dazu zu bewegen, einer
Flexibilisierung der Arbeitszeit und der
Beschäftigungsverhältnisse zuzustim-
men.

Die Kombination dieser beiden Mo-
mente hat dazu geführt, dass die Re-
allöhne in Österreich (und mehr oder
weniger in der gesamten Europäischen
Union) seit Beginn der 90-er Jahre
stagnieren. Gleichzeitig ist der gewerk-
schaftliche Kampf für eine weitere
Arbeitszeitverkürzung, der nach dem
Einstieg in die 35 Stunden Woche in
der zweiten Hälfte der 80-er Jahre
aussichtsreich erschien, völlig einge-
schlafen.

Working Poor statt Vollbeschäftigung
Trotz weiter steigenden ökonomischen

Wachstums und volkswirtschaftlichen
Reichtums blieb Vollbeschäftigung ein
uneingelöstes Versprechen. Statt des-
sen wurde in der betrieblichen Praxis
die Arbeitszeit massiv verkürzt, aller-
dings ohne die Normalarbeitszeit zu
berühren. Statt dessen wucherten pre-
käre Beschäftigungsformen wie er-
zwungene Teilzeit, Leiharbeit, Schein-
selbständigkeit, geringfügige Beschäf-
tigung usw. Der Papierform nach stieg
dadurch das Beschäftigungsniveau.
Jedoch um den Preis, dass die Zahl
der Lohnabhängigen wuchs, die mit
ihrem Einkommen nicht auskommen
können (Working Poor).

Nachdem die Überakkumulation von
Kapital (und die massive Schmälerung
der Massenkaufkraft, die übrigens we-
sentlich stärker als Profite das Wirt-
schaftswachstum ankurbelt) die herr-
schende Krise ausgelöst hat, kommen
nun die Unternehmer und behaupten,
Lohnverzicht, Kurzarbeit und Kündi-
gungen seien geeignet, die aktuellen
Probleme zu lösen. Wer die Losung
„Wir zahlen nicht für eure Krise“ ernst
nimmt, kann über dieses Ansinnen nur
lachen.

Aus der Sicht kämpferischer Gewerk-
schafter ist der Zahltag gekommen: Auf
die Tagesordnung gesetzt gehört Ar-
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn-
ausgleich auf breiter Front. Nur so
kann der über Jahre hinweg nicht ab-
gegoltene Produktivitätszuwachs her-
ausgeholt und die längst fällige Stei-
gerung der Reallöhne realisiert wer-
den.

Lutz Holzinger
ist Journalist in Wien
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Von Anita Kainz

Kurzarbeit
oder Arbeitszeitverkür zung?

Schon lange vor der Finanzkrise forderten die Unternehmen flexiblere
Arbeitszeiten. Jetzt in der Krise wurde die Kurzarbeit bis zu 24 Monate
möglich, um noch mehr Kündigungen zu verhindern. Viele Unterneh-
men nutzen aber jetzt die schlechte Wirtschaftslage, um den Betriebs-
rat zu erpressen, Kurzarbeit oder Lohnkürzungen zuzustimmen.

Sogar Stefan Schulmeister (Mit-
initiator des Volksbegehrens „Sozial-
staat Österreich“) sagt in einem Inter-
view in der Solidarität: „Die Anreize
zu Kurzarbeit gehören verstärkt. Im
Vergleich zum Vorjahr ist in Österreich
die Zahl der Arbeitslosen um 30 Pro-
zent gestiegen. In Deutschland ist das
nicht passiert. Und das, obwohl die
wirtschaftliche Entwicklung in
Deutschland sogar noch schlechter ist.
Warum? Dort wird Kurzarbeit mehr
genutzt. In Deutschland zahlen Unter-
nehmen nur die tatsächlich erbrachten
Arbeitsleistungen.“

Das bedeutet, die Unternehmen ge-
hören in Österreich noch mehr entla-
stet, damit immer mehr Arbeitnehmer-
Innen kurzarbeiten. Im Beschäf-
tigungspaket II soll daher das neue
Kurzarbeitsmodell für Betriebe noch
attraktiver gemacht werden. Das
AMS übernimmt ab dem siebenten
Monat der Kurzarbeit die Zahlung der
Sozialversicherungsbeiträge und ent-
lastet die Firmen. Doch diesen ist die
Kurzarbeit trotzdem zu teuer.

Besonders Industriebetriebe beginnen
ihr Personal lieber vorübergehend zu
kündigen. Ende Mai stieg die Zahl der
Arbeitslosen mit Wiedereinstellungs-
zusagen um über 20 Prozent. Laut
Arbeiterkammer müssten die Betrof-
fenen mindestens 28 Wochen arbei-
ten, um wieder den vollen Arbeitslo-
sengeldanspruch zu bekommen. Au-
ßerdem würden Unternehmen nach
der Unterbrechung oft nur zu schlech-
teren Bedingungen wiederanstellen als
vor der Kündigung.

Interessant ist die Meinung des Sozial-
ministers und ehemaligen ÖGB-Chefs
Hundstorfer. Er plädiert in einem In-
terview im Kurier für eine kürzere Ar-
beitszeit ohne Lohnausgleich. Zum
Beispiel, wenn in einer Firma 10
ArbeitnehmerInnen ihre Arbeitszeit
um zehn Prozent reduzieren, kann ein
elfter Arbeitsplatz geschaffen werden.
Der Lohn der zehn ArbeitnehmerInnen
reduziert sich auf 95 Prozent. 90 Pro-
zent zahlt das Unternehmen, fünf Pro-
zent das Arbeitsmarktservice auf zwei
Jahre (Solidaritätsprämie). Abgesehen
davon, dass das ein Lohnverzicht ist
und sich auch auf die Pension auswirkt,

kann man sich vorstellen, was nach
zwei Jahren passiert. Entweder der
Lohnverlust wird noch höher, oder die
teurere Arbeitskraft wird gekündigt.
Auf jeden Fall profitiert nur das Un-
ternehmen.

Die ArbeitnehmerInnen brauchen sehr
wohl eine Arbeitszeitverkürzung, aber
mit vollem Lohnausgleich, um die
Kaufkraft zu erhalten und neue Ar-
beitsplätze zu schaffen. Diese Forde-
rung hätten der ÖGB und die AK
schon lange vor der Finanzkrise stel-
len müssen.

Es kann nicht sein, dass nur von den
ArbeitnehmerInnen Solidarität einge-
fordert wird, die Schuldigen an der
Krise aber weiter an der vollen Schüs-
sel sitzen. Wenn die Auftragslage so
schlecht ist, dann könnten doch auch
die Vorstände ihre Arbeitszeit verkür-

zen und auf einen Teil ihrer Millionen-
gagen verzichten.

Anita Kainz ist GLB-Aktivistin
in Wien
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Von Oliver Jonischkeit

EU-Arbeitszeitrichtlinie:
Wachsamkeit notwendig

Bereits Ende 2008 beschäftigte sich das EU-Parlament in zweiter Le-
sung mit einem Kompromiss des EU-Ministerrates, der Arbeitszeiten
bis zu 65 Stunden pro Woche ermöglicht hätte – derzeit liegt die Höchst-
arbeitszeit bei auch noch ganz beachtlichen 48 Stunden.

Bereits am Tag vor der Abstimmung
demonstrierten über 15.000 Gewerk-
schafterInnen aus verschiedenen EU-
Ländern in Straßburg gegen die ge-
planten Verschlechterungen. Darunter
auch eine Delegation des ÖGB, die vor
der Demo eigentlich dem EU Parla-
ment einen Besuch abstatten wollte.
Dies jedoch verhinderte erfolgreich die
französische Polizei, die nur bei Ver-
zicht auf das Tragen von Gewerk-
schaftsjacken Einlass gewähren woll-
te.

Von der Mehrheit zurückgewiesen

Der Vorschlag des EU-Ministerrates
wurde schließlich vom EU-Parlament
mit der erforderlichen absoluten Mehr-
heit zurückgewiesen. Dies war bei dem
eigenartigen Demokratieverständnis
der EU notwendig, sonst hätte sich der
Ministerrat durchgesetzt.

Dies hätte bedeutet, dass bei Zustim-
mung der ArbeitnehmerInnen – in Zei-
ten der Wirtschaftskrise und unsiche-
rer Jobs leicht zu bekommen – die
Arbeitszeit innerhalb eines Zeitraumes
von drei Monaten bis auf 65 Stunden/
Woche betragen hätte. Ebenfalls ein
Dorn im Auge war dem Ministerrat,
dass Bereitschaftszeit grundsätzlich als
Arbeitszeit zählt, obwohl diese durch
Kollektivverträge bezüglich der An-
rechnung auf die Höchstarbeitszeit
ohnehin unterschiedlich gewichtet wer-
den kann – aber eben nicht als Frei-
zeit gilt.

Berüchtigte opt-out Klausel

Seit 1993 gibt es die Arbeitszeit-Richt-
linie der EU, wobei Großbritannien

jene berüchtigte opt-out Klausel un-
terbrachte, welche die Möglichkeit
beinhaltet, dass ArbeitnehmerInnen
„freiwillig“ auf die Arbeitszeitrichtlinie
verzichten und länger arbeiten. Millio-
nen von britischen KollegInnen kön-
nen inzwischen ein Lied davon singen,
was dies bedeutet.

15 EU-Länder nützen inzwischen die
Möglichkeit des opt-outs, die dem Mi-
nisterrat auch gut gefällt. Dem EU-Par-
lament jedoch weniger: dieses fordert
ein Ende dieser Ausnahmeregelungen
innerhalb der nächsten 3 Jahre.

Sogar die bayrische CSU-Abgeord-
nete Stauner stellte fest, dass Men-
schen fast gezwungen sind, ihre Ge-
sundheit aufs Spiel zu setzen, um sich
bzw. die Familie ernähren zu können.
Der Mensch sei  keine Maschine, die
ohne Pause durcharbeiten könne.

Der Berichterstatter im EU-Parlament,
Alejandro Cercas, bemerkte zu recht:
„Der Vorschlag des Rates bedeutet die
Rückkehr ins 19. Jahrhundert, die
Schwächsten werden (besonders)
ausgebeutet“.

Gewerkschaften müssen wachsam
bleiben

So erfreulich es ist, dass der Minister-
rat mit den geplanten Verschlechterun-
gen am EU-Parlament gescheitert ist,
so notwendiger ist es für die europäi-
schen Gewerkschaften, wachsam zu
bleiben. Denn einerseits ist die
Arbeitszeitrichtlinie von 1993, die
2000 überarbeitet wurde, auch nicht
das Gelbe vom Ei. Andererseits wird
das Kapital auch künftig versuchen, im

Bereich der Arbeitszeit weitere Ver-
schlechterungen durchzusetzen.

Angesichts steigender Arbeitslosigkeit,
Kurzarbeit und der weiteren Zunah-
me von Teilzeit und geringfügiger Be-
schäftigung ist es höchst an der Zeit,
dass die europäischen Gewerkschaf-
ten einerseits weiter und noch stärker
gegen Verschlechterungen der Arbeits-
bedingungen demonstrieren und sich
zur Wehr setzen, darüber hinaus aber
auch in die Offensive gehen.

Arbeitszeitverkürzung notwendig

Was wir brauchen, ist eine EU-weite
Arbeitszeitverkürzung zumindest auf
35 Stunden – den sieben-Stunden-
Tag bei einer Fünftagewoche, wie sie
das Regionalbüro Europa des Welt-
gewerkschaftsbundes fordert. Und
das natürlich ohne Lohnverzicht ange-
sichts der Produktivitätssteigerung der
letzten Jahre und der nach wie vor vor-
handenen Gewinne europäischer Kon-
zerne.

Diese Forderung durchzusetzen wird
allerdings schon im ÖGB nicht ganz
einfach, dessen Präsident Foglar sich
einen Tausch Arbeitszeitverkürzung
gegen weitere Flexibilisierungen vor-
stellen kann. Das ändert nichts an der
Notwendigkeit der Verkürzung der
täglichen und wöchentlichen Arbeits-
zeit, gerade im Interesse der Gesund-
heit – ein Wort, welches die EU-In-
stitutionen sonst auch so gerne in den
Mund nehmen.

Oliver Jonischkeit ist GLB-
Bundessekretär
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Von Leo Furtlehner
Die „Kunst“ der Kurzarbeit
Scharf ins Gericht mit der Praxis des Vorstandes bei der Kur zarbeit
geht der Angestellten-Betriebsrat der voestalpine in Linz in der Juni-
Ausgabe seiner Zeitung „Blechtrommel“. Deutlich wird dabei, dass die
„nachhaltige Absicherung einer positiven Unternehmensentwicklung“
durch das Management einzig und allein zum Ziel hat, den Aktionär en
auf Kosten der Beschäftigten möglichst hohe Dividenden zu sichern –
auch wenn dieser Aspekt vom FSG-dominierten Betriebsrat unterschla-
gen wird.

Generaldirektor Wolfgang Eder er-
klärte zu Jahresbeginn 2009 recht of-
fenherzig „Wir werden alles daranset-
zen, das Ergebnisniveau des Rekord-
jahres 2007/08 im nächsten Jahr hal-
ten zu können, jedenfalls aber einen
ordentlich Gewinn schreiben“ (trend
1/09). Zentrales Motiv des Vorstan-
des sind demnach Personalkostenein-
sparungen um jeden Preis, AMS-Gel-
der für Kurzarbeit sind dabei natür-
lich höchst willkommen.

„Freibrief für ideenlose Manager“

BRV Sulzbacher meint, Kurzarbeit
würden zwar Kündigungen ersparen,
dürfe aber „kein Freibrief für ideenlo-
se Manager“ sein. Und er weist un-
verblümt darauf hin, dass Kurzarbeit
aus „Gründen der Geldbeschaffung“
weit über die unmittelbar betroffenen
Betriebsteile hinaus ausgeweitet wur-
de. So wurden unter dem fadenschei-
nigen Stichwort „Solidarität“ auch die
Angestellten zu Kurzarbeit genötigt,
was den Leistungsdruck massiv er-
höht. Laut Angestelltenbetriebsrat liegt
die praktische Arbeitszeitreduktion
zwischen 30 und 40 Prozent weit un-
ter der theoretisch durch die Kurzar-
beit vorgesehenen von 15 Prozent.
Sulzbacher spricht sogar von einem
„Ausnahmezustand“ und einer „Kul-
tur von Angst und Schrecken“ und er
kritisiert, dass der Vorstand „zu tief in
die Verunsicherungskiste“ gegriffen
und Kurzarbeit zur „Kunst“ erhoben
hat.

Laut einer Umfrage meinen 71 Pro-
zent der Angestellten, dass für sie trotz
Kurzarbeit die Arbeit nicht weniger

geworden ist. Gleichzeitig gibt es so-
gar Bestrebungen in einzelnen Betrie-
ben, für manche Beschäftigte die
Wochenarbeitszeit kurzfristig auf 60
Stunden zu erhöhen. Bei der wach-
senden Arbeitsbelastung spielt auch
mit, dass die Zahl externer Zugriffs-
möglichkeiten auf das Firmennetz
sprunghaft gestiegen ist, im Klartext
Angestellte immer stärker rund um die
Uhr verfügbar bzw. erreichbar sind.
Dazu kommt ein „Urlaubsterror“, der
jetzt die arbeitsrechtliche Bestimmung,
wonach Urlaub zu vereinbaren ist au-
ßer Kraft setzt, während vorher jah-
relang mit Verweis auf die Arbeits-
überlastung ein Abbau von Urlauben
oder Gleitzeitguthaben verhindert wur-
de.

„Solidarische Arbeitszeitverkür-
zung“

Die „solidarische Arbeitszeitverkür-
zung“ begann mit einem Weihnachts-
stillstand zum Jahreswechsel und mas-
siven Abbau von Urlauben und
Gleitzeitguthaben, es folgten bislang
zwei Tranchen Kurzarbeit für mittler-
weile 7.600 der 42.000 Beschäftig-
ten, im August ist ein weiterer Werks-
stillstand vorgesehen. Gleichzeitig läuft
aber die Produktion auf Hochtouren.
Offensichtlich will der Vorstand aus-
testen, wie mit Kurzarbeit die Produk-
tivität weiter erhöht und damit hohe
Dividenden gesichert werden können.
Parallel mit dem schnellen Wachstum
der letzten Jahre wurde die dezentra-
le Organisation vor allem in der Divi-
sion Stahl systematisch weitergetrie-
ben. Im Ergebnis gingen wichtige zen-
trale Lenkungsfunktionen verloren.

Das Ergebnis ist vor allem eine enor-
me Arbeitsverdichtung, wie vom Be-
triebsrat schon vor einigen Jahren fest-
gestellt, die man sich freilich durch
Prämien und Dividenden aus der mitt-
lerweile auf 12,9 Prozent angehobe-
nen Mitarbeiterstiftung in den Jahren
des Stahlbooms bereitwillig abkaufen
ließ.

Obwohl vormals versprochen wurde,
dass es für die betroffenen Beschäf-
tigten zu keinen Nachteilen bei der
Ausgliederung von Betriebsteilen
kommen würde, zeigt sich heute das
Gegenteil. Wird in der Stahl GmbH
zumindest vorläufig versucht wachsen-
de Schwierigkeiten durch Kurzarbeit
zu bewältigen, so stehen in ausgeglie-
derten Dienstleistungsunternehmen wie
etwa LogServ Kündigungen an.

Es zeigt sich mittlerweile auch, dass
sich die voestalpine mit der Übernah-
me von Böhler-Uddeholm finanziell
einen Mühlstein umgehängt hat, wäh-
rend die Gruppe um den Investor Fries
offensichtlich in Vorahnung der kom-
menden Finanzkrise zum Rekordpreis
verkaufen konnte.

Summa summarum zeigt das Beispiel
voestalpine in aller Deutlichkeit, dass
anstelle einer Kurzarbeit für tausende
Beschäftigte eine allgemeine Arbeits-
zeitverkürzung für alle, natürlich mit
vollem Lohnausgleich, auf die Tages-
ordnung gehört.

Leo Furtlehner ist verantwortli-
cher Redakteur der „Arbeit“
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Von Karin Antlanger

Abkehr von 35-Stundenwoche:
Ein Schritt zurück

Die Frage ist, ob und wie der ÖGB mit seinem vorliegenden Grundsatz-
programm der Situation gerecht wird. Abgesehen von zahlreichen au-
ßer Zweifel stehenden guten und richtigen Forderungen stehen meines
Erachtens die Schlüsselsätze dazu schon in der Einleitung dieses Grund-
satzprogramms.

Es ist nämlich nicht so, dass Staaten
Steuermilliarden investieren um die
Wirtschaft zu stabilisieren, sondern
umgekehrt, dass nämlich die Konzer-
ne den Staat und damit die Lohnab-
hängigen abzocken, ohne Auflagen zu
erhalten oder Garantien zu geben. Das
sind also keine Investitionen des Staa-
tes im klassischen Sinn, sondern staat-
liches Spielgeld für Zocker. Steuergeld
für Pleiteunternehmen wäre daher nur
dann gerechtfertigt, wenn sie mit der
Enteignung der Besitzer und mit einer
Abschöpfung der Profite verbunden
sind.

Die bürgerliche Tageszeitung die
„Presse“ hat letzte Woche recht süffi-
sant festgestellt, dass der ÖGB Ab-
schied von der 35-Stunden-Woche
nimmt. Tatsächlich fehlt im vorliegen-
den Programm erstmals seit zwanzig
Jahren diese konkrete Forderung. Ich

Frithjof Bergmann meinte vor kurzem
sogar, dass bei einer vernünftigen Or-
ganisierung der Wirtschaft sogar zehn
Stunden Arbeit pro Woche ausreichen
würden um gut leben zu können.

Und ich halte es auch demokratie-
politisch für nicht gerade förderlich,
wenn ein neu zu wählender ÖGB-Prä-
sident dem Bundeskongress schon vor
dessen Zusammentreten über die
„Presse“, den „Standard“ und die
„Kleine Zeitung“ ausrichten lässt, was
er beschließen wird.

Aber genauso  schlimm  wie  das
klammheimliche Abgehen von der
Forderung nach der 35 Stunden-Wo-
che ist der Abschied von der damit
verbundenen Forderung nach vollem
Lohnausgleich. Präsident Foglar wur-
de von einer Redakteurin der „Klei-
nen Zeitung“ zum Verzicht auf die ge-

nannte Forderung interviewt und
meinte wörtlich: „Ein Autospengler
könnte von einer 30-Stunden-Woche
vielleicht leben, eine Pflegerin sicher
nicht.“

Da drängt sich doch der Verdacht auf,
dass sich die Herren da oben mit der
WKO schon ausgemacht haben, dass
in Zukunft bei einer Arbeitszeitverkür-
zung nur die unteren Einkommens-
gruppen einen Lohnausgleich bekom-
men sollen. Dies würde im Klartext
heißen, dass durch eine Arbeitszeitver-
kürzung ohne Lohnausgleich die obe-
ren Einkommensgruppen, zu denen
Präsident Foglar offensichtlich bereits
die Autospengler zählt, auf das Ein-
kommensniveau der PflegerInnen her-
unter nivelliert werden sollen.

Will der ÖGB Einkommensgerech-
tigkeit dadurch herstellen, dass alle
gleich wenig verdienen, dass alle in die
unteren Einkommensgruppen rut-
schen? Ist die Nivellierung nach unten
das neueste Ziel in der Lohnpolitik des
ÖGB? Ist das die neue Vision von
Gleichheit? – Alle verdienen gleich
wenig (und manche ungleich mehr!)

Diskussionsbeitrag zum Grund-
satzprogramm beim 17. ÖGB-
Kongress am 2. Juli 2009

sehe es als einen Schritt zu-
rück, wenn Präsident Foglar
auf flexiblere Lösungen setzt.
Wohin wir damit gekommen
sind, zeigt die fatale Entwick-
lung der Teilzeitarbeit, über
welche jetzt von Parlaments-
präsidentin Prammer abwärts
die Frauenpolitikerinnen von
ÖGB und SPÖ klagen.

Gewiss, die Forderung nach
der 35-Stunden-Woche war
seit 20 Jahren nur eine Alibi-
handlung. Gemessen am Stand
der Produktivität wäre nämlich
schon längst eine 30-Stunden-
Woche möglich. Der Philosoph
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Von Michael Graber

Jetzt werden die Pflöcke
eingeschlagen

Der ÖGB-Kongress findet am bisherigen Tiefpunkt der Krise statt,
von dem man allerdings nicht weiß, wie tief er noch reichen und vor
allem, wie lange er andauern wird. Zu diesem Zeitpunkt wäre es für die
Gewerkschaften dringend notwendig, unverrückbare Pflöcke einzuschla-
gen, die sichern, dass die Lohnarbeitswelt nicht noch mehr unter die
Räder kommt bzw. dass die bisherigen und künftigen Kosten der Krise
nicht bei denen hängen bleiben, die schon jetzt mit Arbeitslosigkeit oder
Lohnkürzungen zahlen.

Pflöcke haben bisher allerdings nur
Regierung und Unternehmerverbände
eingeschlagen. Leider haben einige
Gewerkschaftsbosse noch den Ham-
mer dazu gereicht: Zu erinnern ist an
das 100-Milliarden-Euro-Paket zur
Rettung der Banken, den bisher aus-
gereichten Milliarden als Beteiligungs-
kapital für die Banken, ohne auf de-
ren Kreditpolitik Einfluss zu nehmen,
an die kürzlich beschlossenen 10 Mil-
liarden Euro als Haftungen für die
Großunternehmen und die 50 Milliar-
den Euro von der EU für die Ost-
europatöchter der Banken. Alle ande-
ren Ausgaben dagegen, die unmittel-
bar zur Sicherung oder Schaffung von
Arbeitplätzen oder zur sozialen Sta-
bilisierung verwendet wurden, sind im
Vergleich dazu peanuts. Schon die
Erhöhung des Arbeitslosengeldes auf
den europäischen Durchschnitt ist der
Regierung zu teuer.

Steilpass für die „Presse“

Der designierte neue ÖGB-Vorsitzen-
de Foglar hat es sogar im Vorlauf zum
ÖGB-Kongress zustande gebracht,
der „Presse“ zu einer triumphierenden
Schlagzeile zu verhelfen: „ÖGB ver-
zichtet auf 35 Stundenwoche“. Die-
ser Hammer bedeutet, dass der ÖGB
unter dieser leitenden Hand auf jede
generelle Reduzierung der Arbeitszeit
verzichtet und damit auf eine jener
Maßnahmen, die am nachhaltigsten
gegen Arbeitslosigkeit wirken. Der
ÖGB setzt voll und ganz auf Kurzar-

beit, d. h. auf Lohnreduktion (derzeit
bis zu zwei Jahren) während der Kri-
se. Und Provisorien halten in Öster-
reich bekanntlich lange.

Foglar hat andererseits zu einem „Sy-
stemwechsel“ im Finanzbereich aufge-
rufen. Dazu sind die am ÖGB-
Kongress vorgetragenen Vorschläge
höchst unzureichend. Sie beschäftigen
sich ausschließlich mit sozialpartner-
ischen Formen der Finanzmarkt-
kontrolle. Was anders aber kann auf
diese Weise kontrolliert werden als
das bisherige System? Zusammenge-
brochen ist nämlich nur eine bestimm-
te Form der Überspekulation, aber
nicht der Finanzmarktkapitalismus, der
diese hervorgebracht hat. Allem Ge-
rede vom Ende des neoliberalen  Tur-
bo- oder Casinokapitalismus zum
Trotz besteht dieser weiter. Nur seine
Propagandisten sind etwas kleinlauter
geworden. Das weltweit verfügbare
private Finanzkapital beträgt nach wie
vor das vierfache der weltweit jähr-
lich produzierten Güter und ist letzt-
lich tonangebend in Wirtschaft und
Politik. Ohne noch so bescheiden-
enden Eingriff in diese Machtverhält-
nisse ist kein „Systemwechsel“ mög-
lich.

Das Wort hat der Wirtschaftsmi-
nister

Pflöcke einschlagen hätte der ÖGB-
Kongress in der Budget- und Steuer-
politik müssen. So aber brachte der

Wirtschaftsminister nicht nur die Re-
gierungspolitik, sondern auch das
heimliche sozialpartnerschaftliche Ein-
verständnis der ÖGB-Spitze auf den
Punkt: jetzt müsse man das Schiff vor
dem Untergang retten, dann werde
man sehen ...

Entscheidende Quelle der Überprofite,
die in der Finanzspekulation gelandet
sind, ist aber die seit über zwanzig Jah-
ren sinkende Lohn- und steigende
Profitquote am Volkseinkommen, so-
wie deren steuerliche Förderung. Eine
sofortige Steuerreform, die die Um-
verteilung umdreht, nämlich von oben
nach unten, ist also ein Mittel zur Ein-
dämmung der Krise, aber auch als
nachhaltiges Mittel der Eindämmung
der Spekulation wirksam.

Hätte es schon früher eine solche Wei-
chenstellung gegeben, fänden auch die
Horrorszenarien, mit denen jetzt schon
die nächsten Sparpakete begründet
und in der Öffentlichkeit vorbereitet
werden, keine Basis.

Ob der ÖGB mit der Krise weiter an
Boden verliert oder tatsächlicher ein
Hort des Widerstands werden kann,
hängt nicht zuletzt vom Einfluss linker
Gewerkschaftspolitik ab.

Michael Graber
ist Volkswirt in Wien
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Von Anita Kainz

Mitbestimmung im ÖGB

Mitbestimmung oder aktive Mitarbeit im ÖGB ist für ein Gewerkschafts-
mitglied ohne Funktion nicht möglich.
Funktionen im ÖGB oder in den Fachgewerkschaften bekommen aber
nur Mitglieder, die BetriebsrätInnen oder Personalvertr eterInnen sind
und von ihrer/seiner Fraktion delegiert werden. Es gibt aber viele Mit-
glieder, die in Betrieben arbeiten, wo es keinen Betriebsrat gibt, oder
die diese Funktion nicht ausüben können oder wollen. Einige von die-
sen Mitgliedern würden aber trotzdem gerne in der Gewerkschaft ak-
tiv mitarbeiten.

Die letzte Möglichkeit für eine Mitbe-
stimmung aller Mitglieder war die Ur-
abstimmung im September 2001. Es
beteiligten sich 807.102 ÖGB-Mit-
glieder, das waren 56,5 Prozent. Das
Interesse wäre also vorhanden.

Nach dem BAWAG-Skandal, dem-
zufolge sich viele Mitglieder vom ÖGB
verabschiedeten, wurde vor dem
letzen ÖGB-Kongress eine Arbeits-
gruppe zum Thema „ÖGB-Reform“
eingesetzt, die einen umfangreichen
Forderungskatalog erarbeitete und
dem Präsidium vorlegte. Es gab auch
eine Mitgliederbefragung im Herbst
2006, bei der sich 61 Prozent für mehr
direkte Demokratie und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten aussprachen.
Geändert hat sich seither nichts.

Am ÖGB-Kongress im Juli 2009 sind
wieder nur ordentliche Delegierte
stimmberechtigt. Den „einfachen“ Mit-
gliedern wird zwar die Möglichkeit
gegeben, sich auf der Kongress-
website über die KandidatInnen zu
informieren und per E-Mail Fragen zu
stellen. Diese Fragen kommen dann

zusammen mit jenen der Kongress-
delegierten in Boxen. Von allen ein-
gelangten Fragen werden jedem Kan-
didaten, jeder Kandidatin beim Hea-
ring mehrere gestellt; sie werden nach
dem Zufallsprinzip aus der Box gezo-
gen.

Erstens haben noch nicht alle Mitglie-
der ein Internet und zweitens ist das
noch keine Mitbestimmungsmöglich-
keit. Es geht nicht darum, alle Mitglie-
der zu einem Kongress einzuladen,
sondern es geht darum, die Mitglie-
der bei wichtigen Verhandlungen wie
Kollektiverträgen, Arbeitszeitänder-
ungen, Gewerkschaftsreformen, usw.
mittels Urabstimmung mitbestimmen
zu lassen , wie das z.B. in Deutsch-
land üblich ist. Das würde auch eine
Mitgliedschaft bei der Gewerkschaft
attraktiver machen und das Zugehö-
rigkeitsgefühl stärken. So gibt es bei
vielen Mitgliedern nur das Gefühl, ei-
nigen FunktionärInnen ausgeliefert zu
sein.

Hier einige Ergebnisse der
Mitgliederbefragung vom
Oktober 2006:

Für sehr wichtig hielten:

* 61 Prozent mehr direkte
Demokratie und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten (z.B.
Urabstimmungen, regelmäßi-
ge Mitgliederbefragungen)

* 69 Prozent mehr Transpa-
renz, durchschaubare Struk-
turen

* 72 Prozent die Abschaf-
fung bezahlter Mehrfach-
funktionen von Spitzenfunk-
tionärInnen

* 61 Prozent die Offenle-
gung der Einkommen von
SpitzenfunktionärInnen und

* 50 Prozent mehr und bes-
sere Informationen über die
Tätigkeit der Gewerkschaft

Anita Kainz ist GLB-Aktivistin in
Wien
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AK-W ahl 2009: Eine kurze Bilanz
Die von Ende Jänner bis Mitte Mai 2009 stattgefundenen Arbeiter -
kammerwahlen in den neun Bundesländern sind nunmehr abgeschlos-
sen.

Der allgemeine Trend dabei ist deut-
lich: Die Wahlbeteiligung ist deutlich
gesunken, die FSG hat starke Verlu-
ste zugunsten der FA erlitten, konnte
aber ihre absoluten Mehrheiten in sie-
ben  Bundesländern  behaupten.

ÖAAB/FCG (mit absoluten Mehrhei-
ten in Vorarlberg und Tirol) und
AUGE/UG konnten zulegen. Insge-
samt hat sich die Zahl der kandidie-
renden Listen in den meisten Bundes-
ländern vermehrt und es sind jetzt auch
mehr Gruppen als 2004 in den Voll-
versammlungen vertreten.

Der GLB kandidierte außer im Bur-
genland in allen Ländern und konnte

bundesweit einen leichten Zuwachs
verzeichnen.

Außer in Wien gab es in allen Län-
dern Stimmengewinne, in der Steier-
mark konnte ein zweites Mandat er-
zielt werden, sodass der GLB bundes-
weit jetzt bei drei Mandaten hält.

Den größten Stimmengewinn gab es
in Oberösterreich, gefolgt  von der
Steiermark, Vorarlberg und Nieder-
österreich.

Prozentuell erreichte der GLB das
beste Ergebnis in der Steiermark, ge-
folgt von Salzburg, Oberösterreich und
Wien.

Die Reformbedürftigkeit des AK-
Wahlrechts zeigt sich freilich daran,
dass in Oberösterreich (wo der GLB
ein Mandat um 58 Stimmen verfehlte)
ein Mandat fast dreimal soviel Stim-
men kostet wie in Vorarlberg, weil die
Zahl der Sitze in den Kammervoll-
versammlungen seit Jahrzehnten nicht
an die sich sehr unterschiedlich ent-
wickelte Zahl der Kammermitglieder
angepasst wurden.

Nachstehend eine Übersicht über die
bundesweiten Ergebnisse der AK-
Wahl 2009 mit den Vergleichszahlen
von 2004
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AK-W ahl 2009: GLB gestärkt

Drei statt bisher zwei AK-Räte vertreten den Gewerkschaftlichen Links-
block künftig als „Stimmen aus dem Betrieb“ in der AK. In der  Steier-
mark konnte der GLB ein Mandat gewinnen, Peter Scherz und Kurt
Luttenberger sind die beiden GLB AK-Räte in der Vollversammlung
der steirischen AK.

In Wien gelang es dem Gewerk-
schaftlichen Linksblock trotz der Re-
kordzahl von zwölf angetretenen Li-
sten, von denen gleich elf den Sprung
in die AK-Vollversammlung schafften,
sein Mandat zu verteidigen. Robert
Hobek, nicht freigestellter Betriebs-
ratsvorsitzender des Postamtes Wien-
Liesing, vertritt hier den GLB in der
Vollversammlung. Allen drei Kollegen
gemeinsam ist die Verankerung im
Betrieb, sie kennen daher die Proble-
me der Beschäftigten aus eigener Er-
fahrung.

Abgesehen von Wien, wo sich beson-
ders viele Listen als Alternative zur
FSG-Übermacht anboten, darunter
eine als vermeintliche zum GLB, konn-
te der Gewerkschaftliche Linksblock
in allen Bundesländern Stimmen dazu
gewinnen. In Oberösterreich  wäre
sogar fast der Einzug in die AK gelun-
gen, lediglich einige Stimmen fehlten
schließlich. Der GLB stellte sich in al-
len Bundesländern mit Ausnahme des
Burgenlandes zur Wahl, darunter erst-
mals seit längerem auch in Vorarlberg.

Starke Verluste für die FSG

Insgesamt gab es schwere Verluste für
die FSG und deutliche Gewinne für die
rechtsgerichteten Freiheitlichen Ar-
beitnehmerInnen. Ausgerechnet für
jene also, die beispielsweise nicht da-
vor zurückschrecken, ausländische
KollegInnen auszugrenzen und verlan-
gen, Sozialleistungen möge es doch
bitte nur für Inländer geben. Ausge-
rechnet für jene, die auch schon die

Von Oliver Jonischkeit

Halbierung der AK-Beiträge forder-
ten und damit die Einrichtung der
Arbeiterkammer und ihre Leistungen
in Frage stellen.

Ursache dafür war allerdings wohl der
Wunsch vieler, der FSG einen Denk-
zettel zu verpassen. Während immer
mehr Menschen in Österreich, einem
der reichsten Länder der Welt, armuts-
gefährdet sind oder bereits um ihre
Existenz kämpfen, war von der AK in
den letzten Jahren wenig zu hören.
Durchaus gute Beschlüsse der Vollver-
sammlungen wurden nur allzu oft or-
dentlich abgelegt, von der Möglichkeit,
als AK Gesetzesinitiativen zu ergrei-
fen, dank der „Sozial“partnerschaft
nicht Gebrauch gemacht und lieber im
stillen Kämmerlein verhandelt. Dies ist
wohl auch die Folge für die geringe
Wahlbeteiligung, da die AK oft nur mit
KonsumentInnen- und Rechtsschutz in
Verbindung gebracht wird.

Reformbedürftiges AK-Wahlrecht

Dringender Reformbedarf besteht un-
ter anderem bei der AK-Wahlordnung
und dem skandalösen Vorenthalten

gen seit Jahrzehnten nicht an die un-
terschiedliche Zahl der Kammer-
mitglieder angepasst wurde.

In Tirol wurde GLB-Kandidat Roland
Steixner zwar von der Wahlbehörde
auf seine Wahlberechtigung geprüft
und zugelassen, wurde jedoch nicht ins
WählerInnenverzeichnis aufgenom-
men und durfte folglich zwar kandi-
dieren, aber nicht wählen. Der GLB
hat daher in Tirol die AK-Wahl ange-
fochten.

FSG: Mir san mir

Und in Wien verweigerte der Wahl-
vorstand beharrlich, den angetretenen
Listen Unterlagen über die
Sprengelwahlergebnisse der – gesetz-
lichen (!) – Wahl auszuhändigen.
Wozu auch? Die FSG hat sie ja ohne-
hin, nachdem ihr etliche Angestellte der
AK angehören.

Dies ist ein Skandal und mit ein Grund,
warum der GLB in der konstituieren-
den Vollversammlung der AK Wien
den Antrag stellte, eine Arbeitsgruppe
der Bundesarbeiterkammer einzuset-
zen, die sich mit notwendigen Refor-
men beschäftigen muss und der alle in
den Arbeiterkammern vertretenen
Gruppen angehören müssen.

Oliver Jonischkeit
ist GLB-Bundessekretär

der Wahlergebnis-
se an die wahl-
werbenden Grup-
pen in Wien. So
kostet ein Mandat
in Oberösterreich
fast dreimal soviel
wie in Vorarlberg,
weil die Zahl der
Sitze in den AK-
Vollversammlun-
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Hobek:
AK muss sich von der Sozialpartnerschaft befreien
„Über das neuerliche Bekenntnis zur
Sozialpartnerschaft wird sich vor al-
lem die Wirtschaftskammer freuen“,
erklärte GLB-Arbeiterkammerrat
Robert Hobek bei der konstituieren-
den 151. Versammlung der Wiener
Arbeiterkammer am 24. Juni 2009:
„Die Zeche für Sozialabbau, Kurzar-
beit und diverser Konjunkturpakete
trotz gestiegener Aktiengewinne, wie
AK-Präsident Tumpel auf der ÖGB-
Demo gegen Lohndumping festgestellt
hat, zahlen schon bisher die Beschäf-
tigten und Arbeitslosen“, so Robert
Hobek, „daher muss sich die AK end-
lich von der Sozialpartnerschaft befrei-
en“.

Wenn AK-Präsident Tumpel und
Sozialminister Hundstorfer von
200.000 neuen Beschäftigten spre-
chen, stellt sich die Frage nach der Art
der Beschäftigung. Von prekären Be-
schäftigungsverhältnissen bis zu unfrei-

Scherz:
AK muss Gegenpol zur Wir tschaftspolitik werden
Erstmals seit Jahrzehnten ist der GLB
mit mehr als einem Mandatar in der
Vollversammlung der AK Steiermark
vertreten. Gemäß dem Wahlergebnis
wurden bei der konstituierenden Sit-
zung am 30. April 2009 Peter Scherz
und Kurt Luttenberger als Kammer-
räte des Linksblocks angelobt.

Peter Scherz betonte in seinem Dis-
kussionsbeitrag, dass in Krisenzeiten
wie jetzt die Widersprüche in der Ge-
sellschaft deutlich sichtbarer werden.
Die AK müsse deshalb klar und ein-
deutig auf der Seite der unselbständig
Beschäftigten stehen und mithelfen, die
Angriffe der Unternehmer auf Arbeits-
plätze und Lebensstandard abzuweh-
ren.

williger Teilzeit oder gar nur geringfü-
giger Beschäftigung gibt es hier eine
breite Palette.

Robert Hobek, nicht freigestellter Be-
triebsratsvorsitzender des Postamtes
1230 Wien-Liesing und daher eine
„Stimme aus dem Betrieb“ in der Wie-
ner AK, forderte in seinem Redebei-
trag auch Arbeitszeitverkürzung bei
vollem Lohnausgleich statt Kurzarbeit.
Empört ist der GLB-Wien, dass alle
Anträge, darunter auch jener des
GLB, der den sofortigen Rücktritt des
3. Nationalratspräsidenten Grafs for-
derte, bis zur nächsten Vollversamm-
lung zurückgestellt wurden: „Es gibt
keinen Grund mehr zum Feiern, wir
sind zum Arbeiten hier und können den
Sommer nicht der Wirtschaftskammer
überlassen“, so Robert Hobek in sei-
ner Wortmeldung.

Die vom GLB bei der 151. Sitzung

der Wiener Arbeiterkammer einge-
brachten sechs Anträge zu den The-
men AK-Wahlrecht, Notstandshilfe,
Graf-Rücktritt, Vermögensbesteue-
rung, Ablehnung von Fremden-
feindlichkeit und Arbeitszeitverkürzung
stehen im Wortlaut auf der GLB-
Website www.glb.at.

Die Krise werde länger
andauern als von vielen
vermutet. Daher sei es
notwendig, neue Ein-
nahmequellen bei den
Reichen und Super-
reichen zu erschließen
und für eine Umvertei-
lung von oben nach un-
ten einzutreten. Sonst
müssten die Lohnsteu-
erpflichtigen alle Lasten
auf sich nehmen.

Robert Hobek
ist AK-Rat in Wien

Peter Scherz: „Die AK muss zu einem
Gegenpol zur neoliberalen Wirt-
schaftspolitik werden und entschieden
im Interesse der arbeitenden Men-
schen auftreten.“ Die Hauptverant-
wortung dafür trage die Mehrheitsfrak-

tion.

Der GLB werde als kleine, aber kon-
sequente Kraft seinen Beitrag in der
AK leisten.

Kurt Luttenberger und Peter Scherz
sind AK-Räte in der Steiermark
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Von Linda Sepulveda

Siemens SIS & CT:
Kampf geht weiter

Am 23. Juni 2009 sind über 2000 Leute bei strömenden Regen zum
Parlament marschiert. Wir haben dort eine Menschenkette gebildet
und das Parlament umarmt. Wir haben gezeigt, dass wir bereit sind, für
unsere Arbeitsplätze zu kämpfen.
Mehr als 45 Jahre lang schrieb die
Siemens PSE innerhalb der Siemens
AG Österreich eine Erfolgsgeschichte
nach der anderen. 2006 waren wir
3.500 Beschäftigte in Österreich und
wurden damit zum größten Software-
haus in Österreich.

Ab 2006 mit dem Rückzug von Sie-
mens aus verschiedenen Technologie-
bereichen (vor allem Telekommunika-
tion) und dem Verkauf bzw. der
Verselbstständigung der entsprechen-
den Bereiche wurden die bislang in-
ternen Auftraggeber zu externen Kun-

genommen haben, sollen also alleine
in diesem Jahr 853 MitarbeiterInnen
abgebaut werden.

Der Jobabbau  in Österreich soll
schleunigst passieren, um mit zusätzli-
chen Verlagerungen nach Indien und
China den Profit auf Kosten der Be-
schäftigten weiter steigern zu können.
Damit werden hochwertigen For-
schungs- und Entwicklungsarbeits-
plätze in Österreich für immer vernich-
tet.

Unser Ausbildungsniveau ist sehr

dung unsere KollegInnen investiert.
Dadurch hat Siemens jahrzehntelang
satte Gewinne kassiert. Und jetzt wo
Siemens der Meinung ist, dass For-
schung und Entwicklung in Österreich
nicht mehr erwünscht ist, soll wieder
der Staat diese Menschen überneh-
men.

Ein Sozialplan allein wird unsere Pro-
bleme nicht lösen können. Wir brau-
chen eine gemeinsame Kraftanstren-
gung von Politik, Unternehmensleitung
und der Beschäftigten. Wir brauchen

den. Der Auftragslage
verschlechterte sich, das
Management verabsäumt
es, neue Projekte und
Kunden zu akquirieren.

Von 2007 bis März 2009
wurden mit 3 Sozialplä-
nen 620 Beschäftigte ab-
gebaut. Der Betriebsrat
konnte durchsetzen, dass
dieser Abbau freiwillig
und ohne Kündigungen
erfolgte. Die bis zuletzt
erfolgreiche PSE wurde
am 01.04.2009 zweige-
teilt in SIS und CT und
damit kaputt geschlagen.

Nun plant die Firmenleitung der Sie-
mens AG, die weltweite Wirtschafts-
krise zu nützen, den Software-
entwicklungsbereich in Österreich dra-
stisch zu verkleinern. Von den 1.800
SIS KollegInnen sollen bis Ende Sep-
tember 2009 nur mehr die Hälfte üb-
rig bleiben. 632 davon sind von Kün-
digung bedroht. Zusammen mit den
221 KollegInnen, die bereits ein An-
gebot eines früheren Sozialplans an-

hoch. Fast alle MitarbeiterInnen ha-
ben Matura, sehr viele einen Universi-
tätsabschluss und auch Doktorat.
Erstmals in Österreich soll eine große
Anzahl hochgebildete Leute den Job
verlieren. Die herkömmlichen WAFF-
und AMS-Ausbildungen bringen hier
nichts, und führen das Schlagwort „Bil-
dung schafft Karriere“ ad absurdum.

Der Staat hat viel Geld in die Ausbil-

kreative Lö-
sungen und
neue Ideen,
damit unsere
KollegInnen
weiterhin ei-
nen Arbeits-
platz haben.
Bis jetzt sind
alle Verhand-
lungsrunden
ergebnislos
geblieben und
eine Bewe-
gung der Fir-
menleitung
kaum zu spü-
ren.

Der Streikbeschluss ist schon
gefasst.

Falls die Firmenseite weiterhin nicht
bereit ist, von der Kündigung von 632
Personen ohne wenn und aber abzu-
sehen, werden wir weiterkämpfen. Bis
jetzt war nur die Übung.

Linda Sepulveda ist BRVStv bei
Siemens SIS & CT
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Von Hubert Schmiedbauer
Der Chef kam mit der Hundepeitsche

Dokumente zur Kraft und Moral
der österreichischen Arbeiterbewe-
gung

Krise – verursacht von der schranken-
losen kapitalistischen Profitwirtschaft
– als Vorwand für Lohnsenkung,
Sozialabbau, Arbeitsplatzvernichtung.
Das ist Gegenwart. Krieg – verursacht
von den imperialistischen Mächten am
Beginn des vorigen Jahrhunderts – als
Vorwand dafür, Millionen
ArbeiterInnen unter Bedingungen ähn-
lich der Leibeigenschaft zu halten. Das
ist österreichische Vergangenheit. Ein
wesentlicher Unterschied: Trotz aller
Einschüchterungsversuche durch
Maßregelung und Terror entwickelte
sich ab 1916 der Widerstand und
führte schließlich zum Sturz der mili-
taristisch-aristokratischen Staats-
macht. Noch ein Unterschied: Heute
haben die Lohnabhängigen viel mehr
zu verlieren – und die Kapitalseite war
noch nie so reich und mächtig!

Vision Sozialismus

Gewerkschaften und Sozialdemokra-
ten hatten ihren Platz in dieser Ent-
wicklung. „Der Sündenfall des August
1914, das Einschwenken auf offene
Unterstützung des imperialistischen
Krieges ihrer eigenen Regierung, das
Mitmachen beim Hurra-Patriotismus
und Chauvinismus bedeutete nämlich
nicht, dass man die eigene Anhänger-
schaft in den Industriebetrieben voll-
kommen im Stich ließ“, schreibt der
Historiker Hans Hautmann*).

„Die so gut wie unerschütterliche Bin-
dung der österreichischen Arbeiter-
klasse an die alte austromarxistische
Sozialdemokratie … wurzelte in der
Realität ihres Eintretens für vitale öko-
nomische, soziale und politische Inter-
essen der arbeitenden Menschen. Die-
se Fähigkeit war da, weil diese Partei
noch ein sozialistisches Ziel im Auge

hatte, weil sie … Reformen als Me-
thode einer wirklichen Umgestaltung
der Ausbeuterordnung, als Mittel, um
den Sozialismus zu erreichen, betrach-
tete. Eine solche Partei gibt es heute
nirgends mehr.“

Ein erster Höhepunkt in der Entwick-
lung des Widerstands war die Einbe-
rufung des „1. deutschösterreichischen
Arbeitertages 1916“ durch die sozi-
aldemokratischen Partei- und
Gewerkschaftsführungen, zu dem für
den 5.November 1000 Vertrauensleu-
te und Mandatare sowie zehn leiten-
de Beamte aus den Ministerien gela-
den waren. Die ursprüngliche Tages-
ordnung (1.Ernährungsfragen,
2.Rechtliche Stellung der Arbeiter)
wurde umgedreht: Vertrauensleute
und Funktionäre aus allen Branchen
berichteten aus der Arbeitswelt über
haarsträubende Verhältnisse.

Abgesehen von der schikanösen Be-
handlung und Entwürdigung der
ArbeiterInnen und Arbeiter konnten
sie als Verschärfung zu Soldaten er-
klärt und dem Militärstrafgesetz un-
terworfen werden. Die Kategorie die-
ser „Landsturmarbeiter“ wurde nicht
nach geltenden Löhnen bezahlt, son-
dern nur nach den Regeln des militä-
rischen Besoldungssystems. Entspre-
chend multiplizierten sich die Unter-
nehmensgewinne.

Gewalt für Profit

Eines der Beispiele betraf ein Unter-
nehmen, in dem der Chef stets mit ei-
ner ledernen Hundepeitsche auftauch-
te und oftmals Arbeiter tatsächlich
damit traktierte. Als er einen Vertrau-
ensmann bedrohte, sagte der: „Wir
sind keine Hunde!“ – und so der von
Hautmann gewählte Titel für seine
Arbeit. Doch was legitimierte die Un-
ternehmer zu solchem Vorgehen ge-
gen die Arbeiter?

Bereits am 26.Dezember 1912 (!) war
das „Kriegsleistungsgesetz“ verlautbart
worden, abgekürzt „KLG“ (häufig
auch „Kriegsdienstleistungsgesetz“).
Hautmann: „Es handelte sich hier um
den einschneidendsten legislativen Akt
in Richtung einer diktatorischen Herr-
schaft der Militärkaste über die arbei-
tenden Menschen im Hinterland“ und
der „im Kriegsfall die ganze Bevölke-
rung und die gesamte Wirtschaft mili-
tärischen Bedürfnissen unterwarf. Der
Kernpunkt des Gesetzes bestand im
Prinzip der Arbeitspflicht für alle männ-
lichen Zivilpersonen bis zum 50.Le-
bensjahr, ihrer zwangsweisen Heran-
ziehung zu persönlichen Dienstleistun-
gen für Kriegszwecke.“ Durch Aufhe-
bung der Freizügigkeit waren die
ArbeiterInnen massivstem Lohndruck
ausgesetzt. Militärische Leiter (haupt-
sächlich Offiziere) hatten die Oberauf-
sicht und das Recht, Arreststrafen zu
verhängen oder „einrückend zu ma-
chen“, wovon natürlich Vertrauensleu-
te und Gewerkschafter besonders be-
troffen waren.

Gestern und heute

Aus dem Protokoll des Arbeitertages,
das aktuell nur durch die Zensur ver-
stümmelt erscheinen konnte, ist auf die
Doppelzüngigkeit der sozialdemokra-
tischen Führer zu schließen, die z.B.
angesichts der Streiks und Hunger-
demonstrationen Anfang 1917 ihre
Vertrauensleute beauftragten, „Ruhe zu
bewahren und zu arbeiten“. Die Streiks
1917 waren alle spontan, ohne Aufru-
fe der Gewerkschafts- und Parteifüh-
rung ausgebrochen.
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Es war die wachsende Kampfbereit-
schaft der Arbeiter, die über Teilerfol-
ge schließlich zu den siegreichen
Massenaktionen führte. Auch inner-
halb des Kapitals vertieften sich die
Widersprüche. Tausende Unterneh-
men und Gewerbebetriebe standen
unter existenzbedrohendem Druck der
großen Konzerne wie des sogenann-
ten Eisenkartells. Sie versuchten ge-
genüber der Arbeiterschaft eine „fle-
xiblere“ Taktik durchzusetzen. Die
wachsende Solidarität und Kampf-
kraft der ArbeiterInnen erreichte Zu-
geständnisse und stärkte andererseits
die „flexiblen“ Kapitalgruppen.

Hans Hautmann bringt schließlich noch
den Bericht über die Reaktionen des
Eisenkartells. Das Protokoll seiner
Sitzung im Oktober 1917 wurde ver-
mutlich von den „Flexiblen“ der AZ
zugespielt und konnte dort am
4.4.1918 unzensiert erscheinen. (Das
liest sich so, wie etwa die Multis heu-
te in irgendeinem Land, das die
Handels(profit)freiheit stört, einen fa-

schistischen Putsch vorbereiten wür-
den. Beispiel gefällig? Chile…) Vor-
sitz hatte der Kriegsminister, die Ge-
neraldirektoren der Schlüsselindustrie-
konzerne forderten Schluss der Lohn-
erhöhungen, keine Festlegung von
Mindestlöhnen, Versammlungsverbot,
Zensur der AZ, stärkere Militarisierung
der Betriebe, gegen Arbeiter Exem-
pel statuieren bis zum Standrecht (!).
Die Wunschträume der Scharfmacher
platzten, die Arbeiterklasse war schon
in Bewegung, die Angst vor einer Re-
volution trieb die „flexiblen“ Kapitali-
sten in Richtung der Sozialdemokra-
ten.

Nicht als gedenkwürdig in den Vor-
dergrund gestellt habe die staats-
offizielle und die mediale Seite
anlässlich der Gedenken an die Grün-
dung der Republik von 90 Jahren „die
Tatsache, dass es die massenhaft mo-
bilisierte, radikalisierte und politisierte
österreichische Arbeiterschaft war, die
die historische Entwicklung in unserem
Land damals vorantrieb“, schreibt

Hans Hautmann im Vorwort. Ihm ist
es zu verdanken, dass wir heute et-
was mehr wissen können darüber,
welche Kraft, welche Moral und wel-
ches Durchsetzungsvermögen die
ArbeiterInnenklasse unter schwierig-
sten Bedingungen entwickelte und in
fast allen Ländern Europas die Chan-
ce hatte, das Kapital und seine politi-
schen Apparate völlig von ihrer Macht
abzulösen. Heute hat mit Hilfe des
politischen Apparats der EU das
globalisierte Kapital die absolute
Macht. Und wo stehen die europäi-
schen (vereinigten) Gewerkschaften?
*) „W ir sind keine Hunde.“ Das Pro-
tokoll des Arbeitertages 1916 in Wien.
Anhang: „Zur Naturgeschichte des
Eisenkartells.“ Herausgeber und Ein-
leitung: ao. Univ.Prof. i.R. Hans Haut-
mann. Alfred Klahr Gesellschaft. Wien
2009. Preis 8 Euro

Hubert Schmiedbauer ist Journa-
list in Graz

Sommer ´09 in Kärnten

Sommerturnus 15. bis 29. August
2009 im Kinderland-Ferienheim in
ruhiger Lage am Gösselsdorfer
See:

Eigener Strandabschnitt fünf Minuten
Waldweg vom Heim, Grasstrand,
Beachvolleyball-Platz, zwei Wasser-
stege, Schattenplätze, Gratis-Um-
kleidekabinen und Duschen.

Vielfältiges Freizeitangebot: Wande-
rungen, Kreativ-Workshops, Feder-
ball, Basketball, Fußball, Volleyball,
Tischtennis, Abendprogramm, Lager-
feuer, Disco-Keller.

Vollpension pro Turnus und Kind in-
klusive Betreuung durch ein gutes
Team: 450 Euro, Geschwisterbonus
10 Euro, Erstteilnahmebonus 15 Euro.

Reitwoche 15. bis 22.
August 2009:

Verlängerungswochen
möglich mit Bustransfer
zum Reithof, ca. sieben
Hektar Fläche, große
Reithalle, über 30 Pferde

Angebot: fünf Tage reiten
am Vormittag, jeweils zwei
Reiteinheiten á 50 Minu-
ten pro Tag, getrennt für
AnfängerInnen und Fort-
geschrittene, kostenloser Ausrüstungs-
verleih
Preis pro Person und Reitwoche 325
Euro, Verlängerungswoche 190 Euro,
Mindestteilnahmezahl sechs Personen
pro Turnus

Infos und Anmeldungen: Kinder-
land Wien, Hugogasse 8, 1110
Wien, Tel. und Fax (01) 749 79 21,
Mail office@kinderlandwien.at,
Web www.kinderlandwien.at



Magazin des GLB

3/09 die Arbeit Seite 17

Magazin des GLB

Manager im Prämien-Rausch

In einer US-Studie wurde kürzlich untersucht, ob und wie sich Prämien,
Boni und ähnliche Anreize für ManagerInnen auf den Erfolg des Unter-
nehmens auswirken. Das Ergebnis war eine für alle Fans solcher
„Zuckerl“ vernichtende Feststellung: Manager, die über ihren ohnehin
satten Bezug hinaus mit einem Bonus etc. verwöhnt werden, denken in
erster Linie daran diese Anr eize noch zu vergrößern, das Unter-
nehmenswohl ist für sie daher zweitrangig.

Beispiele sonder Zahl beweisen, wo-
hin eine solche Politik führt: Da wer-
den Bilanzen geschönt, undurchschau-
bare Firmenkonstruktionen aufgebaut,
Aktienkurse frisiert – alles um den ei-
genen Bonus zu vergrößern. Das Er-
gebnis ist meist ein Desaster: Freilich
nicht für die ManagerInnen, die ma-
chen sich rechtzeitig aus dem Staub
und kassieren mit Verweis auf ihre
Verträge noch dazu eine satte Abfer-
tigung für vorzeitiges Ausscheiden.
Ausbaden müssen das Desaster im-
mer die Beschäftigten, denen Löhne,
Sozialleistungen und Arbeitsplatz ge-
nommen werden.

Eine verhaberte Clique

Möglich wird das ganze System auch
dadurch, dass die Clique der Mana-
gerInnen hoffnungslos miteinander
verhabert ist. Zum hochbezahlten Po-
sten im Vorstand eines Unternehmens
gehören meist mehr als weniger zahl-
reiche Sitze in diversen Aufsichtsräten.
Und diese Aufsichtsräte „segnen“ letzt-
lich die fürstlichen Vorstandsverträge
ab. Bekanntlich hackt eine Krähe der
anderen kein Auge aus und so ist man
natürlich möglichst großzügig zueinan-
der, nicht nur wenn es um die Gage
geht, sondern auch wenn jemand Mist
gebaut hat, werden beide Augen zu-
gedrückt.

Wie eine AK-Studie über die ATX-
Unternehmen zeigt, kassierten die
ManagerInnen der führenden österrei-
chischen Unternehmen 2008 das 48-
fache des Durchschnittsbezuges der
dort Beschäftigen, im Jahre 2003 war

es gerade das elffache. Die Krise hat
zwar die diversen jahrelang von einer
lobhudelnden Presse als „Manager
des Jahres“ oder so ähnlich bejubel-
ten Wunderwuzzis radikal entzaubert,
Konsequenzen gibt es für sie freilich
nicht. Das ohnehin bescheidene An-
sinnen, Staatshilfen in Form von
Haftungen oder Subventionen in
Milliardenhöhe mit einer Limitierung
der Managerbezüge etwa auf das mit
320.000 Euro ohnehin nicht gerade
bescheidene Jahreseeinkommen des
Bundespräsidenten oder Streichung
steuerbegünstigter Boni zu verbinden,
wurde als geradezu unsittlich zurück-
gewiesen.

Berufsbild „Unfähiger Manager“

Für mit Kurzarbeit, Lohnverzicht oder
Kündigung als Krisenopfer abgestrafte
ArbeiterInnen und Angestellte ist es ein
Hohn, wenn das Berufsbild „Unfähi-
ger Manager“ zunehmend als gesell-
schaftliche Norm gilt. Ein Negativ-
beispiel dafür ist die AUA, wo der
geschasste Vorstandschef Walter
Ötsch das Unternehmen in den Gra-
ben gefahren hat, aber auf Erfüllung
seines Vertrages mit entsprechenden
Abfertigungen beharrte. Die Manager
der Constantia-Privatbank Norbert
Gertner, Karl Arco und Karl
Petrikovics wollten mit 30 Millionen
Euro abgefertigt werden. Solche Fäl-
le führen auch das immer ins Treffen
geführte Argument der Leistungs-
feindlichkeit ad absurdum, schließlich
hat auch für Manager der Tag nur 24
Stunden.

Gagen wie noch 2008 von Erste-Boss
Andreas Treichl (4,4 Millionen Euro),
Voest-Chef Wolfgang Eder (1,4 Mil-
lionen Euro) oder ÖIAG-Chef Peter
Michaelis (674.000 Euro) kassiert sind
in Zeiten wie diesen eine sozialpoliti-
sche Provokation ersten Ranges. Es
ist bezeichnend für den Charakter der
männerbündischen Eliten von Politik
und Kapital, dass der Wiener Bürger-
meister Michael Häupl (SPÖ) eine
Reduzierung der Management-Bezü-
ge strikt ablehnte.

Auf Datenschutz bedacht

Es spricht auch für die Geisteswelt des
elitären Klüngels, wenn aus
Datenschutzgründen nicht einmal dem
Rechnungshof Einblick in die
Managementbezüge staatsnaher Un-
ternehmen erlaubt wird. Das schwe-
dische Modell, wo jährlich alle Ein-
kommen offen gelegt werden, ist für
Manager überhaupt ein wahrer
Gräuel. Obwohl oder weil die Kluft
zwischen sehr hohen und sehr niedri-
gen Einkommen in Schweden weitaus
geringer ist als in Österreich.

Die Einführung steuerlich begünstigter
Stock-Options (Bezug von Firmen-
aktionen zu Sonderkonditionen) durch
die schwarzblaue Regierung hat der-
artige Drogen weiter salonfähig ge-
macht. Es ist bezeichnend, dass auch
von der jetzt wieder regierenden SPÖ
keinerlei Initiativen erfolgen diesen
Unfug schleunigst wieder abzuschaf-
fen. Wie meinte SPÖ-Industrie-
sprecher Johann Moser schon 2004
treffend? „Einer Amerikanisierung der
Managergehälter steht eine
Vietnamisierung der Industrielöhne
gegenüber“.

Leo Furtlehner ist verantwortli-
cher Redakteur der „Arbeit“

Von Leo Furtlehner
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Von Gerhard Eder

Wiener Linien:
Kündigung rechtsunwirksam

Nachdem das Arbeits- und Sozialgericht Wien (ASG) schon 2008 die
Wiener Linien und die Stadt Wien wegen Rechts- und Sittenwidrigkeit
verurteilt hat und die Kündigung von Roland Rollenitz als rechtsun-
wirksam erklärt wurde, hat nun auch das Oberlandesgericht (OLG) die
Entscheidung in zweiter Instanz am 13. März 2009 bestätigt. Obwohl
die Feststellungen des Erstgerichts von der Stadt Wien (auf 60 Seiten)
vehement bekämpft werden, geht hier das Berufungsgericht ausführ-
lich auf die Beweisrüge der Stadt Wien ein, aber versagt diesem jegli-
chen Erfolg.

Verletzung der Fürsorgepflicht
und Rechtsmissbrauch

Das OLG habe keinen Grund gefun-
den, die erstinstanzliche Entscheidung
vom ASG Wien aufzuheben, so aus
der aktuellen schriftlichen Erkenntnis.
Weiters bestätigt es dem Erstgericht,
dass es zu einer „Verletzung der Für-
sorgepflicht“ und zu einem „Rechts-
missbrauch“ gekommen sei.

Die ständig gegen den Rollenitz gerich-
teten „systematischen Anfeindungen,
Schikanen und Belästigungen“, haben
die Wiener Linien selbst verursacht, so
wörtlich die beiden Gerichte. Obwohl
Rollenitz die Vorgesetzten und die
FSG-Personalvertreter und Gewerk-
schafter um Hilfe bat, wurde ihm nicht
geholfen. Im Gegenteil, wie wir alle
selbst wissen, waren diese seit Jahren
bei dem Mobbing und den Diskrimi-
nierungen mit involviert. Auch die Ge-
schäftsführung und die Magistrats-
direktion und vor allem die politischen
Vertreter, wussten davon.

Gerichte bestätigen Mobbing

Ebenso hält nochmals das OLG im
Gerichtsurteil die Mobbinghandlungen
plakativ fest und spricht in der Causa
Rollenitz wortwörtlich: „Es kann kein
Zweifel bestehen, dass der Fall des
Klägers als geradezu typisches Bei-
spiel für Mobbing am Arbeitsplatz an-
zusehen ist“. Erfreulich ist auch, dass

hier entscheidende Stellen aus unse-
rer Berufungsbeantwortung vom Be-
rufungsgericht bei nahe wörtlich über-
nommen wurden, so in einem Schrei-
ben vom Anwalt Michael Sommer an
seinen Mandanten Rollenitz. Es bleibt
nunmehr abzuwarten, ob die Stadt
Wien ein Rechtsmittel (außerordentli-
che Revision an den Obersten Ge-
richtshof) erheben wird oder nicht.
„Mein Rechtsanwalt Michael Sommer
und ich gehen vom Ersteren aus“, so
Rollenitz. Entscheidend beim Obersten
Gerichtshof kann hier nur mehr die
Rechtsfrage sein, inwieweit die Vor-
gehensweise der Stadt Wien rechtlich
zulässig war oder nicht. Die zahlrei-
chen Feststellungen zu Lasten der
Stadt Wien bzw. den Wiener Linien
können dort nicht mehr relativiert wer-
den, so Anwalt Sommer .

FSG droht GLB mit Klage

Selbst wir vom GLB haben die Härte
der FSG Gewerkschaft spüren dür-
fen und können bestätigen, dass auch
uns seitens dieser Gewerkschafts-
fraktion in der Causa Rollenitz mit
Klagen gedroht und eingeschüchtert
wurde. Grund für diese Einschüch-
terungstaktik der FSG war, dass wir
2008 auf unserer Website und in un-
serer Gewerkschaftszeitung „Der Win-
ker“ über das Gerichtsurteil in erster
Instanz berichtet haben. Dort haben
wir die Missstände bei den Wiener
Linien und die Rolle der dominieren-

den FSG-Personalvertreter in der
Öffentlichkeit schonungs- und lücken-
los aufgezeigt. Wir haben uns von
FSG-Vertretern nicht einschüchtern
lassen und haben uns gewehrt. Letzt-
endlich musste auch die dominieren-
de beleidigte FSG einsehen, dass es
wenig Sinn macht, dem GLB als de-
mokratische Gewerkschaftsfraktion
bei seiner Arbeit zu stören, zu drohen
oder einzuschüchtern und so musste
die FSG ihre Rundumschläge gegen
den GLB wieder einstellen. Gebracht
hat es der FSG wenig, außer eine
schiefe Optik und dass ihr wahres
Gesicht deutlich wurde.

Wiener Linien wollen Vergleichs-
gespräche

Aus internen Kreisen ist zu hören, dass
hier seitens des Wiener Rathauses in
der Causa Rollenitz massiver Druck
auf die Wiener Linien ausgeübt wird,
da für das nächstes Jahr Gemeinde-
ratswahlen anstehen. Mittlerweile,
wurde uns auch von Rollenitz bestä-
tigt, dass die Generaldirektion der
Wiener Linien um Vergleichsgespräche
ersucht haben. Rollenitz wörtlich: „Es
ist richtig, dass es Gespräche gege-
ben hat, jedoch befürchte ich, dass es
zu keiner gütlichen Lösung kommen
wird, da die Gegenseite bisher nicht
wirklich bemüht war, hier ernsthafte
und adäquate Angebote vorzulegen.“

Erschütternd für mich ist, dass weder
die GdG unter Hundstorfer, seinem
Nachfolger  Meidlinger, noch Simanov,
Kaiser, Bauer, Wessely und  die  Ar-
beiterkammer je einen Finger für den
Kollegen gekrümmt hatten. Gesalbte
Sprüche in ihren verlogenen Aussen-
dungen machen, ist alles. Das ist be-
schämend, für die Gewerkschaft, die
AK, die Rathausverantwortlichen und
nicht zuletzt für die Wiener Linien.

Gerhard Eder ist Stellvertretender
Vorsitzender des GLB-GdG
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Von Werner Beier

Bahn von unten

Von den im ehemaligen Generalverkehrsplan der schwarzblauen Re-
gierung aufgelisteten Investitionsvorhaben im Volumen von 1,2 Milli-
arden Euro stehen wir 2009 bei bereits 2,174 Milliarden Euro und 2014
bei 2,5 Milliarden Euro. Selbstverständlich steht der GLBvida hinter
sinnvollen Bau- und Investitionsvorhaben in die Zukunft modernen
Schienenverkehrs, aber hier führ t offensichtlich die Abgehobenheit ei-
nes Geflechts aus Politik und Wir tschaft die Alleinr egie!

Wer all die Bauvorhaben unter die
Lupe nimmt, dem drängt sich bald die
Frage nach der Sinnhaftigkeit so man-
cher politischer, oft auf Landesebene
beförderter Prestigeprojekte auf, de-
nen vor allem eines fehlt: Das Gesamt-
konzept. Da sprechen wir gar nicht von
den sinnarmen „kleinen“ Details der
Umsetzung, die den EisenbahnerInnen
bei der täglichen Dienstverrichtung so
auffallen. Gebaut wird jedenfalls, als
wäre das Geld abgeschafft worden,
aber so ist es eben nicht. Frisches Geld
aus dem Budget gibt es nicht. Es sind
Anleihen, die auf den teuren interna-
tionalen Finanzmärkten von den ÖBB
genommen werden, um die politischen
Wünsche zu erfüllen.

Wenn dann Infrastrukturministerin
Doris Bures mit der im Hintergrund
händereibenden Baulobby von „guten“
Schulden spricht, ist das die eine Sei-
te der Medaille. Nur um es fest zu
halten: Bauvorhaben dieser Größen-
ordnung mögen in Zeiten kapitalisti-
scher Abwärtsamplituden beschäf-
tigungseffektiv sein und Investitionen
in eine umweltfreundliche Schienen-
verkehrszukunft darstellen, aber spä-
testens hier zeigt sich die andere Me-
daillenseite. Es kann nicht die Rolle der
ÖBB sein, als Finanzumschlagplatz mit
außerbudgetären, für Brüssel zurecht-
frisierten Kreditmilliarden volkswirt-
schaftlich zugewiesene Aufgaben als
Megaschuldner allein zu tragen.

Hier handelt es sich mittlerweile um
einen zehn Milliarden schweren
Schuldenrucksack, für den die ÖBB

(bzw. die EisenbahnerInnen) aus ei-
gener Kraft vielleicht ein Drittel der
Zinsen bedienen können und in schö-
ner Regelmäßigkeit öffentliche Prügel
einstecken müssen. Einer ÖBB die
nach einer Milliarde Spekulations-
verluste auch operativ rote Zahlen
schreibt und der aktuell im Zuge der
Krise der Güterverkehr als wichtigste
Einnahmequelle wegbricht. Ob dieser
Verkehr jemals wieder zurückge-
wonnen werden kann ist fraglich, denn
einerseits fehlt der Bahn konzept-
bedingt der logistische Vorteil der
Straße, wo gut aufgestellte Transport-
konzerne den Markt zum Dumping-
preis aufmischen und andererseits sind
ausreichende umweltpolitisch-dirigisti-
sche Ansätze – im Gegensatz zur gern
zitierten Schweiz – innerhalb dieser
EU nicht vorhanden.

Wenn dann noch ein Friedrich Macher
als ehemaliger Generaldirektor der
Spedition Kühne+Nagel, Branchen-
vertreter und rabiater Bahngegner als
Chef des ÖBB-Güterverkehrs agiert,
drängt sich unwillkürlich die volkstüm-
liche Redewendung vom „Bock als
Gärtner“ auf. Dabei reiht sich Macher
doch nur in die lange Reihe aktueller
oder ehemaliger Bahnmanager ein, die
entweder Politikgünstlinge waren und
sind, oder zumindest über hinterfrag-
ungswürdige Biographien verfügen.

Vielen dieser Managerkaste ist zwei-
erlei gemein: Die hohle Hand und ihre
stereotypen Reaktionen auf Forderun-
gen des Eigentümervertreters nach
Einsparungen, wie sie gerade im Zuge

des Finanzdesasters – siehe oben –
gestellt werden, und das bedeutet in
ihrer Mittelmäßigkeit stets nur den
reflexartigen Griff zur Einsparungs-
keule, um sie auf die kleinen Bedien-
steten als vermeintlich einfachste Lö-
sung niedersausen zu lassen. Der Ka-
talog der zurzeit angedachten
Unappetitlichkeiten reicht dabei von
Massenkündigungen über Lohnraub
bis zum Drücken der Arbeitsbedingun-
gen auf europäischen Substandard.

Wie um das Sittenbild der ÖBB zu
editieren, fand am 26. Mai in der Wie-
ner Hofburg ein stilvolles ÖBB-
Managermeeting statt. In Zeiten der
Hiobsbotschaften wohl an Dekadenz
unüberbietbar und eine offene Provo-
kation der Belegschaft. Die hochdo-
tierte und nach wie vor bonifizierte
Unternehmensführung rief und sie ka-
men, um bei luxuriösem Catering und
Champagnisierens auf einen harten
Sparkurs eingeschworen zu werden.
Wir sollten es endlich in die Stamm-
bücher der Politik und Chefetagen
schreiben: Wir kleinen Eisenbahnerin-
nen und Eisenbahner werden das nicht
mehr schweigend erdulden. Eure Ze-
che bezahlen wir nicht und ohne uns
seid ihr alle nichts!

Werner Beier ist stellvertretender
Vorsitzender des GLBvida



die Arbeit

Seite 20 die Arbeit 3/09

Klar e, kantige,
linke Inter essenpolitik notwendig

Eine Mehrheit der Jugendlichen, aber auch der Arbeiter  hat 2008 FPÖ
oder BZÖ gewählt. Mit den Stimmen der ÖVP und teilweise auch der
SPÖ wurde der Burschenschafter Martin Graf zum 3. Nationalrats-
präsidenten gewählt. Der Wahlsieger bei der Arbeiterkammer wahl 2009
war die FPÖ. Im EU-Wahlkampf erfuhr  die Fremdenfeindlichkeit durch
die hetzerische FPÖ-Propaganda eine neue Steigerung. Überhaupt neh-
men rechtsextreme und rassistische Umtriebe massiv zu. Die personel-
le Verfilzung der FPÖ mit dem offenen Rechtsextremismus ist unüber-
sehbar.
„Die Arbeit“ sprach darüber mit Ro-
bert Eiter, dem Sprecher des OÖ.
Netzwerks gegen Rassismus und
Rechtsextremismus, in dem sich mehr
als 50 antifaschistische Organisationen
zusammengeschlossen haben.

Warum sind gerade Arbeiter  so
anfällig, aus Protest die FPÖ zu
wählen?
Die Ursachen dafür sind sicher viel-
schichtig: Ein historisch bedingt gro-
ßes autoritäres und fremdenfeindliches
Potential in der österreichischen Be-
völkerung, andererseits kein antifaschi-
stisches Breitenbewusstsein, wenig
demokratische Aufklärung und politi-
sche Bildung gerade in Haupt- und
Berufsschulen, Angst und Verunsiche-
rung angesichts der Wirtschaftskrise,
keine klaren Antworten von SPÖ und
ÖGB, kein überzeugendes Angebot
links von der Sozialdemokratie. Ins-
gesamt hat die österreichische Arbei-
terbewegung – durch ihre inhaltlichen
Versäumnisse, ihren Opportunismus
und ihre autoritären Strukturen – den
jetzigen Aufschwung der extremen
Rechten wesentlich mitzu-
verantworten. Natürlich ist es vom
objektiven Interesse der Arbeiter her
gesehen dumm, wenn sie
Burschenschafter zu ihren „Vertretern“
wählen. Aber bei diesen Rahmenbe-
dingungen fällt es schwer, ihnen das
klarzumachen. Die richtige Antwort
wäre eine glaubwürdige klassenkämp-
ferische Politik. Nur: Die SPÖ will
nicht und die KPÖ ist zu schwach.

Interview mit Robert Eiter, Sprecher des OÖ Netzwerks gegen Rassis-
mus und Rechtsextremismus

War die Neonazi-Attacke von
Ebensee bloß ein „Lausbuben-
streich“, wie Strache meint?
Natürlich nicht: Das war juristisch eine
schwere Straftat und politisch ein mas-
siver Tabubruch. Wobei ich überzeugt
bin, dass die fünf jugendlichen Täter
nicht isoliert gehandelt haben, sondern
aus einer rechtsextremen Szene her-
aus. Die Attacke auf die KZ-Überle-
benden war minutiös vorbereitet: Da
gibt es Hintermänner.

Wie aktuell ist das NS-Verbots-
gesetz?
Aktueller denn je. Seit der Novelle
1992, die die bis dahin sehr hohen
Strafuntergrenzen gesenkt hat, wird es
auch wieder regelmäßig angewendet.
Gerade in allerletzter Zeit hat es er-
freuliche Urteile gegeben. Skandalö-
se Freisprüche wie beim BFJ-Prozess
im November 2008 sind zwar herbe
Rückschläge, aber Ausnahmen. Am
Gesetz selbst gäbe es im Detail noch
einiges zu verbessern, zum Beispiel
dass auch  braune  Umtriebe von
Österreichern im Ausland verfolgt
werden können. Ich halte übrigens
nicht viel von der Geschworenen-
gerichtsbarkeit, aber die wird uns si-
cher noch länger erhalten bleiben. Die
antifaschistische Bewegung darf das
Verbotsgesetz nur als ein – wenn auch
wichtiges – Instrument ansehen. Es
kann die politische Arbeit keinesfalls
ersetzen.

Wie sollten Gewerkschaften und

Arbeiterkammern der Rechtsent-
wicklung entgegenwirken?
Wie gesagt: mit klarer, kantiger, linker
Interessenpolitik, die die Betroffenen
in den Betrieben nicht nur anspricht,
sondern möglichst auch aktiviert. Und
mit einer betont antifaschistischen und
antirassistischen Ausrichtung, die vor
allem die gemeinsamen Probleme und
Anliegen von in- und ausländischen
Lohnabhängigen bewusst macht.

Das OÖ. Netzwerk gegen Rassis-
mus und Rechtsextremismus hat
eine beachtliche Breite erreicht.
Welchen Stellenwert nimmt es in
der Auseinandersetzung mit
Rechts heute ein?
Oberösterreich ist meines Wissens die
einzige Region in Europa, die es ge-
schafft hat, dass sich alle relevanten
antifaschistischen Organisationen
vernetzen. Das bringt gleich drei Vor-
teile: erstens einen hohen gemeinsamen
Informationsstand, zweitens das
Bewusstsein, nicht isoliert zu sein, son-
dern sich mit vielen anderen zu enga-
gieren, und drittens eine wesentlich
größere Durchsetzungsfähigkeit ge-
genüber der offiziellen Politik. Mittler-
weile sind wir auch regelmäßiger An-
sprechpartner landes- und bundeswei-
ter Medien. Trotzdem muss man rea-
listisch bleiben: Das Netzwerk ist nur
so stark, wie sich die Mitglieds-
organisationen einbringen. Es gibt ja
keine Hauptamtlichen, nur Ansätze ei-
ner eigenen Organisation und nur ein
winziges Budget.

Danke für das Gespräch.
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Von Werner Beier

BR-Wahlen ÖBB: Enttäuschung für den GLB

Die am 5. Juni 2009 zu Ende gegangenen Betriebsratswahlen bei den
Österreichischen Bundesbahnen brachten ein enttäuschendes Ergeb-
nis für den Gewerkschaftlichen Linksblock. Von 27.527 gültigen Stim-
men entfielen 220 oder 0,8 Prozent (2005 waren es 2,16 Prozent) an den
GLB-vida. Das ergibt zwei Betriebsratsmandate ohne dem Ergebnis
der Liste unabhängiger Zugbegleiter (LUZUB).

Einige Mandate wurden äußerst
knapp verfehlt, was aber am gesam-
ten Misserfolg letztlich nichts ändert.
Diese Situation erfordert jedenfalls
jetzt wegweisende Entscheidungen
unter Einbeziehung aller AktivistInnen
und FunktionärInnen, wie es mit dem
GLBvida weitergehen soll. Die Tatsa-
che, dass die Fraktion bei den ÖBB
vor einem existenziellen Problem steht,
ist trotz punktueller Erfolge nicht weg-
zuleugnen.

Der Erfolg hat viele Väter – der
Misserfolg auch.....

Die Fraktion Sozialdemokratischer
Gewerkschafter (FSG) konnte gegen-
über der Wahl 2005 leicht zulegen und
feiert sich mit knapp mehr als 92 Pro-
zent als historischer Sieger. Im Sieges-
taumel bleibt aber gerne außer Acht,
dass die Wahlbeteiligung um weitere
fünf Prozentpunkte auf für ÖBB-Ver-
hältnisse traurige 79,23 Prozent gesun-

ken ist. Werden die 1.174 ungültigen
Stimmen dazu gezählt, so hat jede vier-
te Eisenbahnerin und jeder vierte Ei-
senbahner die Betriebsratswahl ein-
fach verweigert.

Es kann davon ausgegangen werden,
dass diese Wahlverweigerung in der
vielerorts bestehenden Monopolstel-
lung der FSG begründet ist. Wo es
keine Alternativen gibt, wird von kri-
tischen Kolleginnen und Kollegen
eben nicht oder ungültig gewählt und
gerade hier sind wir am substanziellsten
Problem des GLB bei den ÖBB: Es
fehlen in den Betrieben ausreichend
Aktivisten und Kandidaten, die unse-
re Inhalte transportieren.

Diese Sorge drückt die FSG weit
weniger, winken für allfällige Betriebs-
ratskandidaten doch Karrieren und
kleine Vergünstigungen, welche der
GLB weder bieten kann noch will.
Darüber hinaus und als vielleicht we-

sentlichster Punkt ist die Angst der
Kollegenschaft zu nennen. Die Angst
sich in einer zunehmend rauer werden-
den Berufsumwelt interessenspolitisch
für den GLB zu exponieren und sich
damit möglicherweise Nachteile ein-
zuhandeln.

In einem über das ganze Bundesge-
biet reichenden Unternehmen mit zahl-
reichen Betrieben und Betriebsrats-
wahlkreisen konnte der GLB daher
aus Kandidatenmangel nur in einigen
Enklaven antreten und wie überall war
er dort mit der offensichtlich erfolg-
reichen Propaganda der FSG kon-
frontiert. Das rosarote, altbewährte
Kochrezept lautete vereinfacht: Man
male ein Schreckensszenario über die
Zukunft der Bahn und Beschäftigten
und erscheint die Solidaritätskeule
schwingend als alleiniger, universeller
Retter und Rächer. Diese Rechnung
scheint sogar in Zeiten einer SPÖ-
Regierung  aufzugehen und leider
kaum hinterfragt worden zu sein.

Werner Beier ist stellvertretender
Vorsitzender des GLBvida

Auch bei der zweiten Betriebsratswahl der ÖBB wurde die Liste unab-
hängiger Zugbegleiter (LuZUB) mit 34% Zustimmung bestätigt. Ein
besonderer Erfolg ist, dass damit ein Betriebsrat mit DBO-Vertrag
(Sacha Marsoun) in die Betriebsratskörperschaft gewählt wurde. Da-
mit sind auch Zugbegleiter mit DBO-Verträgen erstmalig direkt ver-
treten.

LuZUB  hat sich, frei von Partei und
Fraktionszwängen, zum Ziel gesetzt,
für ihre KollegInnen das Bestmögliche
zu erreichen, offene Projekte im Be-
reich Soziales und Kultur umzusetzen
Die letzen vier Jahre haben gezeigt wie
erfolgreich solche Zusammenschlüsse

mit den richtigen Partnern sind. Gera-
de in Zeiten wo für alle Verschlechte-
rungen das Wort „Wirtschaftskrise“
herhalten muss, ist eine ausgleichen-
de, kritische Stimme wichtig. Von Sei-
ten der Unternehmer, wird anstatt die
menschliche Seite miteinzubeziehen,

nur mit Kennzahlen und Strategien der
Gewinnmaximierung argumentiert.
Wie zur Zeit die Einsparungen  beim
Vorzeigeobjekt  „RaiJet“ beweisen.
Kein ÖBB-Personal mehr bei den
Nachtzügen, tagsüber muss ein Zug-
begleiter für sämtliche sicherheits-
relevanten Tätigkeiten herhalten.
Lohndumping auf andere Weise. Die-
ser Denkweise entgegenzusteuern und
Rechte der Kollegen sowie Errungen-
schaften zu erhalten ist mit eine der
Aufgaben von LuZUB.

LuZUB err eicht 34 %



die Arbeit

die Arbeit 3/09Seite 22

Von Siegfried Pötscher
Arbeitsr echt-Tipp: Kur zarbeit
Von Kurzarbeit spricht man wenn vorübergehend die Normalarbeitszeit
wegen wirtschaftlicher Schwierigkeiten herabgesetzt wird. Die
ArbeitnehmerInnen arbeiten über mehrere Monate weniger. Meist
kommt die Kur zarbeit wegen einer vorübergehenden schwachen Auf-
tragslage zum Tragen.

Bei Kurzarbeit bleiben die Arbeitsver-
hältnisse aufrecht. Die Arbeitszeit wird
reduziert. Die betroffen Beschäftigten
bekommen für die ausfallenden Ar-
beitsstunden einen teilweisen Lohn-
ausgleich (Kurzarbeitsunterstützung).
Die Lohneinbussen fallen dadurch ge-
ringer aus.

Während der Kurzarbeit erhalten die
ArbeitnehmerInnen den Lohn für die
Teilzeitarbeit plus die Kurzarbeits-
unterstützung. Die Höhe der Kurz-
arbeitsunterstützung entspricht minde-
stens dem fiktiven Arbeitslosengeld für
die ausgefallenen Stunden. Berück-
sichtigt werden darin der Wochen-
bzw. der Monatsverdienst, der Allein-
verdienerabsetzbetrag und die Anzahl
der Kinder, für die Familienbeihilfe
bezogen wird.

Kurzarbeit setzt immer eine Vereinba-
rung zwischen Wirtschaftskammer und
Gewerkschaft voraus. In dieser Ver-
einbarung kann eine höhere Kurzar-
beitunterstützung vorgesehen sein.
Grundvoraussetzung für die Kurzar-
beit in einem Betrieb ist die Sozial-
partnereinigung, in der die wesentli-
chen Details ausverhandelt werden.
Ohne die Zustimmung der Gewerk-
schaft, des jeweiligen Fachverbandes,
des AMS und des Betriebsrates kön-
nen ArbeitgeberInnen die Kurzarbeit
nicht einführen! Da Kurzarbeit mit
Lohnkürzungen verbunden ist, müssen
die betroffenen ArbeitnehmerInnen ein-
verstanden sein.

Die Kurzarbeit ist stets befristet. In
begründeten Fällen kann die Kurzar-
beit auch verlängert werden. Der be-
antragte Zeitraum für die Kurzarbeit
muss nicht voll ausgeschöpft werden
– die Zahl der Ausfallstunden pro
Woche kann reduziert oder die Kurz-

arbeit früher beendet werden.

Während der Kurzarbeit und eines
anschließenden Zeitraums der geson-
dert vereinbart wird, sind Arbeit-
geberInnen verpflichtet den Beschäf-
tigtenstand zu halten. Ein individueller
Kündigungsschutz besteht nur dann
wenn dies z.B in der Sozialpartner-
vereinbarung so festgelegt wurde.

Während der Kurzarbeit werden die
Sozialversicherungsbeiträge in dersel-
ben Höhe wie vor der Kurzarbeit
weiterbezahlt. Das bedeutet, dass es
im Falle einer späteren Arbeitslosig-
keit der betroffenen Beschäftigten zu
keinen Einbußen kommt. Das gleiche
gilt für die Pension.

Folgende Punkte werden im Rahmen
der Kurzarbeit zwischen Gewerk-
schaft und ArbeitgeberInnen geson-
dert vereinbart. Sie können deshalb
von Betrieb zu Betrieb verschieden
sein.

Urlaubs- und Weihnachtsgeld werden
nach den meisten Kollektivverträgen
auf Basis des Monatslohns vor der
Sonderzahlung ausbezahlt. Kurzarbeit
könnte sich damit negativ auf die Höhe
der Sonderzahlungen auswirken. Es
sollte daher ausverhandelt werden,

dass als Basis für Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld immer die ungekürzte
Wochenarbeitszeit gilt.

Sollte ein Kollektivvertrag ein Jubi-
läumsgeld für langjährige Betriebszu-
gehörigkeit vorsehen, wäre zu verein-
baren, dass diese auf Vollzeitbasis zu
berechnen ist.

Die Berechnung der Beendigungsan-
sprüche erfolgt grundsätzlich auf Ba-
sis des letzten Monatsentgelts. Für den
Fall der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses während der Kurzarbeit
sollte vereinbart werden, dass die
Abfertigung (alt) auf Vollzeitbasis zu
berechnen ist.

Im Normalfall wird während des Ur-
laubs jenes Entgelt weiterbezahlt, das
ohne Urlaubskonsum verdient worden
wäre. Dies wäre während der Kurz-
arbeit das Entgelt auf Basis der ge-
kürzten Wochenarbeitszeit (Teilzeit
plus Kurzarbeitsunterstützung). Soll
das Urlaubsentgelt auf Vollzeitbasis
berechnet werden, müsste dies ver-
einbart werden.

Schönen Urlaub 2009!
Wir wünschen allen Kolleginnen und Kollegen einen schönen und
erholsamen Urlaub 2009!

Fraktion Gewerkschaftlicher Linksblock im ÖGB (GLB)
* Karin Antlanger, GLB-Bundesvorsitzende
* Werner Beier, Barbara Buchacher-Kundi, Josef Stingl, Stv. GLB-Bun-
desvorsitzende
* Oliver Jonischkeit, GLB-Bundessekretär
* Redaktion „Die Arbeit“
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VolksstimmeFest 09

Am 5. und 6. September 2009 fin-
det das 63. VolksstimmeFest statt
- mit dem Solidorf, der Initiativen-
straße, dem Kultur- und Medien-
platz’l, dem Sportfest, der Lesung
„Linkes Wort“, der  Roten Gale-
rie im Grünen, dem Kinderland,
den Ständen mit einem vielfältigen
Warenangebot von Büchern bis
Kunsthandwerk, kulinarischen
Spezialitäten aus aller Welt und
dem Programm auf vier Bühnen.

Hot Pants Road Club

Schmetterlinge

Kollegium Kalksburg

Tropicolombia
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